Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Drucksache 


19. 09. 94 


Beschlußempfehlung 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) 


zu dem Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches, der Strafprozeßordnung 
und anderer Gesetze (Verbrechensbekämpfungsgesetz) 

— Drucksachen 12/6853, 12/7584, 12/7872, 12/7841 — 


Berichterstatter im Bundestag: Abgeordneter Erwin Marschewski 
Berichterstatter im Bundesrat: Minister Dr. Herbert Schnoor 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 229. Sitzung am 20. Mai 
1994 beschlossene Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches, 
der Strafprozeßordnung und anderer Gesetze (Verbrechensbe- 
kämpfungsgesetz) wird nach Maßgabe der in der Anlage zusam- 
mengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der 
Vermittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag 
über die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 19. September 1994 

Der Vermittlungsausschuß 

Dr. Heribert Blens Erwin Marschewski Dr. Herbert Schnoor 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches, der Strafprozeßordnung 
und anderer Gesetze (Verbrechensbekämpfungsgesetz) 


1. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 56b Abs. 2 Satz 2 StGB) 

In Artikel 1 Nr. 3 werden in § 56 b Abs. 2 Satz 2 die 
Angabe „Satz 1 Nr. 4 " durch die Angabe „Satz 1 
Nr. 2 bis 4 " ersetzt und die Wörter „und eine 
Auflage nach Satz 1 Nr. 2 nicht in Betracht 
kommt" gestrichen. 


2. Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 59a Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 
StGB) 

In Artikel 1 Nr. 4 werden in § 59a Abs. 2 Satz 1 
Nr. 3 nach dem Wort „Einrichtung" die Wörter 
„oder der Staatskasse" eingefügt. 


3. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 130 Abs. 3 StGB) 

In Artikel 1 Nr. 6 wird in § 130 Abs. 3 das Wort 
„drei" durch das Wort „fünf" ersetzt. 


4. Zu Artikel 2 Nr. 2 Buchstabe c (§ 47 Abs. 3 

Satz 3 und 4 
— neu — 

AuslG) 

In Artikel 2 Nr. 2 wird Buchstabe c wie folgt 
gefaßt: 

,c) Dem Absatz 3 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Über die Ausweisung eines heranwachsen- 
den Ausländers, der im Bundesgebiet auf ge- 
wachsen ist und eine unbefristete Aufenthalts- 
erlaubnis oder eine Aufenthaltsberechtigung 
besitzt, wird in den Fällen der Absätze 1 und 2 
nach Ermessen entschieden. Auf minderjäh- 
rige Ausländer finden die Absätze 1 und 2 
Nr. 1 keine Anwendung. " ' 


5. Zu Artikel 2 Nr. 3 (§ 48 Abs. 2 AuslG) 

In Artikel 2 Nr. 3 wird § 48 Abs. 2 wie folgt 
gefaßt: 

„(2) Ein minderjähriger Ausländer, dessen 
Eltern oder dessen allein personensorgeberech- 
tigter Elternteil sich rechtmäßig im Bundesgebiet 
aufhalten, wird nicht ausgewiesen, es sei denn, er 
ist wegen serienmäßiger Begehung nicht uner- 
heblicher vorsätzlicher Straftaten, wegen schwe- 
rer Straftaten oder einer besonders schweren 
Straftat rechtskräftig verurteilt worden. Ein Her- 
anwachsender, der im Bundesgebiet aufgewach- 
sen ist und mit seinen Eltern in häuslicher 


Gemeinschaft lebt, wird nur nach Maßgabe des 
§ 47 Abs. 1 und 2 Nr. 1 und Abs. 3 ausgewie- 
sen. " 


6. Zu Artikel 2 Nr. 6 (§ 92a Abs. 1 Nr. 2 AuslG) 

In Artikel 2 Nr. 6 wird in § 92 a Abs. 1 Nr. 2 das 
Wort „drei" durch das Wort „fünf" ersetzt. 


7. Zu Artikel 3 Nr. 1 (§ 84 Abs. 2 Nr. 2 AsylVfG) 

In Artikel 3 Nr. 1 wird in § 84 Abs. 2 Nr. 2 das Wort 
„drei" durch das Wort „fünf" ersetzt. 


8. Zu Artikel 4 Nr. 5 bis 10 (§ 127 b und andere 

Vorschriften der StPO) 

Artikel 4 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 5 wird gestrichen. 

b) Die bisherigen Nummern 6 bis 10 werden die 
Nummern 5 bis 9. 


9. Zu Artikel 4 Nr. 11 (§§ 417, 418 Abs. 4 
— neu — , § 420 StPO), 

Nr. 12 (Achtes Buch der StPO) 

Artikel 4 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 11 wird Nummer 10. 

b) Nummer 10 wird wie folgt geändert: 

aa) In § 417 werden nach dem Wort „Sache" 
die Wörter „auf Grund des einfachen Sach- 
verhaltes oder der klaren Beweislage" 
eingefügt. 

bb) In § 418 wird nach Absatz 3 folgender 
Absatz angefügt: 

„(4) Ist' eine Freiheitsstrafe von minde- 
stens sechs Monaten zu erwarten, so wird 
dem Beschuldigten, der noch keinen Ver- 
teidiger hat, für das beschleunigte Verfah- 
ren vor dem Amtsgericht ein Verteidiger 
besteht." 

cc) § 420 wird wie folgt gefaßt: 

„§420 

(1) Die Vernehmung eines Zeugen, 
Sachverständigen oder Mitbeschuldigten 
darf durch Verlesung von Niederschriften 
über eine frühere Vernehmung sowie von 
Urkunden, die eine von ihnen stammende 
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schriftliche Äußerung enthalten, ersetzt 
werden. 

(2) Erklärungen von Behörden und son- 
stigen Stellen über ihre dienstlichen Wahr- 
nehmungen, Untersuchungen und Er- 
kenntnisse sowie über diejenigen ihrer 
Angehörigen dürfen auch dann verlesen 
werden, wenn die Voraussetzungen des 
§ 256 nicht vorliegen. 

(3) Das Verfahren nach den Absätzen 1 
und 2 bedarf der Zustimmung des Ange- 
klagten, des Verteidigers und der Staats- 
anwaltschaft, soweit sie in der Hauptver- 
handlung anwesend sind. 

(4) Im Verfahren vor dem Strafrichter 
bestimmt dieser unbeschadet des § 244 
Abs. 2 den Umfang der Beweisauf- 
nahme. " 

c) Nummer 12 wird Nummer 11. 


10. Zu Artikel 5 (Artikel 5 des Gesetzes zur 

Änderung des Strafgesetzbuches, 
der Strafprozeß Ordnung und des 
Versammlungsgesetzes und zur 
Einführung einer Kronzeugen- 
regelung bei terroristischen 
Straftaten) 

In Artikel 5 werden in Artikel 5 Satz 1 nach dem 
Wort „Freiheitsstrafe" die Wörter „von minde- 
stens einem Jahr" eingefügt. 


11. Zu Artikel 12 Nr. 1 (§ 1 Abs. 2 und 3 G 10) 

Artikel 12 Nr. 1 wird wie folgt geändert; 

a) Die Bezeichnung „a)" wird gestrichen. 

b) Die Buchstaben b und c werden gestrichen. 


12. Zu Artikel 12 Nr. 3 (§ 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3, 4, 5 
und 6, Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 
bis 9, 10 — neu — G 10) 

In Artikel 12 Nr. 3 wird § 3 wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 werden nach dem 
Klammerzusatz die Wörter „in Fällen von 
erheblicher Bedeutung" eingefügt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 Nr. 4 werden nach dem Wort 
„Betäubungsmitteln" die Wörter „in nicht 
geringer Menge" eingefügt. 

c) In Absatz 1 Satz 2 Nr. 5 werden die Wörter 
„internationaler Geldfälschung" durch die 
Wörter „im Ausland begangener Geldfäl- 
schungen" ersetzt. 

d) In Absatz 1 Satz 2 Nr. 6 wird das Wort „inter- 
nationaler" durch das Wort „der" ersetzt. 

e) In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „ §§ 34 und 
35" durch die Angabe „§ 34 Abs. 1 bis 6 und 8 
und § 35" ersetzt. 


f) Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden durch 
die folgenden Absätze 4 bis 6 ersetzt: 

„(4) Der Bundesnachrichtendienst prüft, ob 
durch Maßnahmen nach Absatz 1 erlangte 
personenbezogene Daten für die dort genann- 
ten Zwecke erforderlich sind. 

(5) Die nach Absatz 1 erlangten Daten sind 
vollständig zu den in Absatz 3 bezeichneten 
Zwecken den Verfassungsschutzbehörden des 
Bundes und der Länder, dem Amt für den 
Militärischen Abschirmdienst, dem Zollkrimi- 
nalamt, dem Bundesausfuhramt, den Staatsan- 
waltschaften und, vorbehaltlich der staatsan- 
waltschaftlichen Sachleitungsbefugnis, den 
Polizeien zu übermitteln, soweit dies zur Erfül- 
lung der Aufgaben des Empfängers erforder- 
lich ist. Die Entscheidung erfolgt durch einen 
Bediensteten, der die Befähigung zum Richter- 
amt hat. 

(6) Sind nach Absatz 1 erlangte Daten für die 
dort genannten Zwecke nicht oder nicht mehr 
erforderlich und sind die Daten nicht nach 
Absatz 5 anderen Behörden zu übermitteln, 
sind die auf diese Daten bezogenen Unterla- 
gen unverzüglich unter Aufsicht eines Bedien- 
steten, der die Befähigung zum Richteramt hat, 
zu vernichten und, soweit die Daten in Dateien 
gespeichert sind, zu löschen. Die Vernichtung 
und die Löschung sind zu protokollieren. In 
Abständen von jeweils sechs Monaten ist zu 
prüfen, ob die Voraussetzungen für eine Ver- 
nichtung oder Löschung vorliegen. " 

g) Die bisherigen Absätze 6 bis 8 werden die 
Absätze 7 bis 9. 

h) Nach Absatz 9 wird folgender Absatz ange- 
fügt: 

„(10) Das Gremium nach § 9 Abs. 1 erstattet 
dem Bundestag jährlich einen Bericht über die 
Durchführung der Maßnahmen nach den 
Absätzen 1 bis 9." 


13. Zu Artikel 12 Nr. 4 (§ 3a G 10) 

Artikel 12 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 4 wird gestrichen. 

b) Die Nummern 5 bis 7 werden die Nummern 4 
bis 6. 


14. Zu Artikel 18 (Inkrafttreten) 

Artikel 18 wird wie folgt gefaßt: 

„Artikel 18 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Dezember 1994 in 
Kraft." 
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